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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung einer Bundesstelle für den Waren- 
verkehr im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Abschnitt I 

Aufgaben und Aufbau der Bundesstelle 

§ 1 

(1) Es wird eine Bundesstelle für den Warenverkehr im Bereich 
der gewerblichen Wirtschaft (Bundesstelle) errichtet. Die Bundesstelle 
ist eine dem Bundesminister für Wirtschaft nachgeordnete Bundes- 
oberbehörde. 

(2) Die Bundesstelle hat ihren Sitz in Frankfurt/Main. Es können 
Zweigstellen an anderen Orten errichtet werden. 

§ 2 

(1) Der Bundesstelle wird die Durchführung folgender Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
übertragen, soweit eine zentrale Bearbeitung erforderlich ist: 

1. Bearbeitung von Einfuhr-Angelegenheiten, 

2. Bearbeitung von Ausfuhr-Angelegenheiten, 

3. Bearbeitung von Angelegenheiten des Interzonenhandels. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft kann die Bundesstelle mit 
der Ausführung von ihm zu bestimmender Rechtsvorschriften zur 
Regelung des Warenverkehrs beauftragen. Für den Bereich der 
eisenschaffenden Industrie kann er ferner von ihm zu bestimmende 
Aufgaben auf dem Gebiet der Rohstoff- und Produktionsplanung 
sowie die Aufsicht auf dem Gebiet der Auftragslenkung und die 
fachliche Auswertung der Eisen- und Stahlstatistik übertragen. 

§ 3 

(1) Die Bundesstelle gliedert sich in die für die Durchführung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Gruppen. 

(2) Die Gruppen sind zusammenzulegen oder aufzulösen, soweit 
ihre Aufgaben zum Teil oder ganz entfallen. 
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§ 4 

(1) Soweit Gruppen für einzelne Wirtschaftszweige oder Waren 
gebildet werden (fachliche Gruppen), werden ihnen Beiräte beige- 
ordnet. Eine fachliche Gruppe kann mehrere Beiräte haben. 

(2) Die Beiräte werden aus Vertretern der beteiligten Wirtschafts- 
stufen (Industrie, Handwerk, Handel) und der Gewerkschaften des 
jeweiligen Fach- und Aufgabengebietes gebildet, die von den be- 
teiligten Organisationen vorgeschlagen und vom Bundesminister für 
Wirtschaft bestellt werden. Soweit es erforderlich ist, bestellt der 
Bundesminister für Wirtschaft auch für die dabei nicht berücksich- 
tigten Unternehmen (Außenseiter) Vertreter. Bei der Bestellung 
sind Vertreter von heimatverdrängten Unternehmen angemessen zu 
berücksichtigen. Die Mitglieder der Beiräte können vom Bundes- 
minister für Wirtschaft nach Anhören der beteiligten Organisationen 
abberufen werden. 

(3) Die Mitglieder der Beiräte sind ehrenamtlich tätig. Sie er- 
halten Ersatz ihrer Aufwendungen und Fahrkosten sowie auf An- 
trag eine angemessene Entschädigung für den nach gewiesenen Ver- 
dienstausiall; die Einzelheiten regelt der Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung. 

§ 5 

(1) Die Bundesstelle trifft ihre Maßnahmen und Entscheidungen 
nach Anhören des zuständigen Beirates der fachlichen Gruppe. 

(2) Werden die von der Bundesstelle beabsichtigten Maßnahmen 
und Entscheidungen nicht von der Mehrheit des Beirates gebilligt, 
so hat die Bundesstelle die Angelegenheit unverzüglich dem Bun- 
desminister für Wirtschaft zur Entscheidung vorzulegen. Das gleiche 
gilt, wenn sämtliche an der Abstimmung beteiligten Vertreter eines 
der im Beirat vertretenen Kreise (Industrie, Handwerk, Handel, 
Außenseiter oder Gewerkschaften) Einspruch gegen einen Mehrheits- 
beschluß einlegen; der Einspruch muß bei mündlicher Beschluß- 
fassung spätestens am Tage nach der Abstimmung, in anderen Fällen 
spätestens am Tage nach Mitteilung der Abstimmungsergebnisse ein- 
gelegt werden. 

(3) Die Beiräte sind laufend über die wesentlichen Fragen ihres 
Sachgebietes zu unterrichten. Ihnen ist jederzeit Gelegenheit zu 
geben, sachdienliche Vorschläge zu machen. 

(4) Die Beiräte geben sich eine Geschäftsordnung. 

§ 6 

(1) Die Bundesstelle hat bei Anhören und Unterrichtung der 
Beiräte eine 'mißbräuchliche Verwendung von Unterlagen zu ver- 
hindern. 

(2) Für die Mitglieder der Beiräte gelten die Bestimmungen der 
Verordnung gegen Bestechung und Geheimnisverrat nichtbeamteter 
Personen vom 3. Mai 1917 in der Fassung vom 22. Mai 1943 
(RGBl. I S. 351). Die Mitglieder der Beiräte werden von dem 
Bundesminister für Wirtschaft oder einem eigens dafür von ihm 
bestimmten Stellvertreter auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Ob- 
liegenheiten durch Handschlag verpflichtet. 

§ 7 

Die Bundesstelle unterrichtet die Landeswirtschaftsverwaltungen lau- 
fend über wichtige Maßnahmen ihres Aufgabengebietes. Sie hat 
allgemeine Erlasse und Rundschreiben den Landeswirtschaftsverwal- 
tungen zuzuleiten. 
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§ 8 

(1) Die Bundesstelle ist auskunftsberechtigte Stelle im Sinne der 
Verordnung über Auskunfts pflicht vom 13. Juli 1923 (RGBl. I S. 723). 

(2) Sie kann die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Unterlagen anfordern und aus werten. 

Abschnitt II 
Haushalt der Bundesstelle 
§ 9 

Für die Bundesstelle wird im Rahmen des Haushalts des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft ein eigener Haushaltsplan aufgestellc. 

Abschnitt III 

Übergangsbestimmungen, Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

§ 10 

Bis zur Einrichtung der Bundesstelle werden die in § 1 Absatz 1 
des Gesetzes über die Errichtung von Fachstellen im Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft vom 6. Mai 1949 (WiGBl. S. 73) /Gesetz 
zur Erstreckung und Verlängerung der Geltungsdauer des Fach- 
stellengesetzes und der Fachstellen gebührenord nun g vom 

(Bundesgesetzblatt S ) genannten Aufgaben von den Fach- 

stellen fortgeführt- 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1950 in Kraft. Die 
Bundesregierung bestimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens 
dieses Gesetzes durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des 
Bundestages und des Bundesrates bedarf. 


4 



Begründung 


t 


I. 

Mit der gesetzlichen Feststellung des Haushaltsplanes der Bundes- 
behörden für das Rechnungsjahr 1950 werden die Bundesministerien 
ihre endgültige Organisation erhalten. Entsprechend den „Empfeh- 
lungen des Organisations-Ausschusses der Ministerpräsidenten- Konfe- 
renz über den Aufbau der Bundesorgane” soll das Bundesministe- 
rium für Wirtschaft möglichst klein gehalten und auf die Aufgaben 
rein ministerieller Art beschränkt werden. Das hat zur Folge, 
daß die zentral zu erledigenden Aufgaben, die nicht unbedingt in 
der obersten Instanz behandelt werden müssen, auf Bundesober- 
behörden gemäß Artikel 87 des Grundgesetzes zu übet tragen sind. 
Das Gesetz über die Errichtung von Fachstellen im Bereich der ge- 
werblichen Wirtschaft wird am 31. März 1950 außer Kraft treten. 
Bei der Verwaltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
waren früher die Bewirtschaftungsstellen, die die Kontingentierung 
gewerblicher Güter bearbeiteren, als Teile der Fachreferate geführt 
worden. Es erwies sich, daß diese Regelung infolge des mit der 
Durchführung dieser Aufgaben verbundenen umfangreichen Publi- 
kumsverkehrs und der damit zusammenhängenden Beantwortung 
der zahlreichen mündlichen und schriftlichen Anfragen keine befrie- 
digende Lösung war. Daher wurde mit Beginn des Jahrrs 1949 die 
Durchführung der zentral zu bearbeitenden Bewirt schaftun gs- und 
Einfuhr- Angelegenheiten den Fachstellen als nachgeordnete Dienst- 
stellen der Verwaltung für Wirtschaft übertragen. Diese Ausgliederung 
entsprach der bewährten Organisation der Ministerien. Sie ist künftig 
auch nötig, um auf dem Gebiet des Warenverkehrs die in Frank- 
furt verbleibende Bearbeitung der Durchführungsaufgaben verwal- 
tungsmäßig von der ministeriellen Tätigkeit in Bonn zu trennen 
und zu verselbständigen. Die Errichtung einer Oberbehörde sichert 
ferner eine schnelle, geschäftsmäßige Erledigung und gestattet eine 
elastische Anpassung der Organisation an die wechselnden wirtschaft- 
lichen Erfordernisse. 

Die Oberbehörde soll die Bezeichnung „Bundesstelle für den Waren- 
verkehr im Bereich der gewerblichen Wirtschaft” tragen. Zwar hegt 
der Hauptteil ihrer Aufgaben auf dem Gebiet der Ein- und Ausfuhr; 
da jedoch auch Angelegenheiten des Interzonenhandels und des 
Warenverkehrs im Bundesgebiet einschließlich des Veikehrs mit Groß- 
Berlin zu bearbeiten sind, ist eine umfassende Bezeichnung gewählt 
worden. 

Der Bundesstelle wird gemäß § 2 Absatz 1 die Durchführung von 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung auf dem Gebiet der Einfuhr, 
der Ausfuhr und des Interzonenhandels übertragen, soweit eine 
zentrale Bearbeitung erforderlich ist. Alle Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung auf diesen Gebieten, die ihrer Natur nach eine zentrale 
Bearbeitung nicht erfordern, werden von den Behörden der Länder 
durchgeführt. Aufgaben, die nicht von Behörden erledigt werden 
müssen, sollen den Organisationen der wirtschaftlichen Selbstverwal- 
tung überlassen werden. 

Auf dem Gebiet der Einfuhr gewerblicher Gürer gehört zu den 
Aufgaben der Bundesstelle die Vorbereitung der Verfahrensvor- 
schläge für den interministeriellen Einfuhr -Ausschuß und die Aus- 
führung seiner Beschlüsse gemäß der JEIA-Anweisung Nr. 29. Die 
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Bundesstelle hat ferner zum Aufbau der Einfuhr-Programme im Rah- 
men der in den Handelsverträgen und im ERP enthaltenen Be- 
stimmungen gutachtlich Stellung zu nehmen. Sie hat bei der Durch- 
führung der Einfuhren im Zuteilungsverfahren die Zuteilungen an 
die Einführer vorzunehmen’ und die Einhaltung der für die ECA- 
Einfuhren geltenden Sonderbestimmungen zu überwachen. Im Reihen- 
folgeverfahren sind die noch zu lenkenden Einfuhren für den Re- 
Export zu erfassen und die von den Außenhandelsbanken erteilten 
Devisengenehmigungen nach fachlichen Gesichtspunkten auf zu berei- 
ten. Die Kenntnis der warenmäßigen Zusammensetzung der Einfuhr 
ist gerade bei dem liberalisierten Handel von Bedeutung. Die fach- 
lichen Einfuhrbewilligungsstatistiken sind eine wichtige Grundlage 
für die Entscheidungen des Einfuhr- Ausschusses. 

Im Interzonenhandel hat die Bundesstelle zur Durchführung des In- 
terzonenabkommens vom 8. Oktober 1949 die Einhaltung der Wert- 
grenzen und der Bestimmungen über die Vorbehaltslisten gemein- 
sam mit den Landeswirtschafts Verwaltungen zu kontrollieien. Im 
Zuteilungs verfahren entscheidet sie über die Zuteilungen an die Be- 
zieher. 

Auf dem Ausfuhrgebiet sind nach Umwandlung der Exportaus- 
schüsse (Bemerkungen in Abschnitt II zu §§ 4 und 5) die von den 
Ausführern zu erstattenden monatlichen Sammelabschlußmeldungen 
über die getätigten Exportgeschäfte fachlich aufzubereiten, damit der 
Einfuhr-Ausschuß eine Übersicht über den zu erwartenden Devisen- 
anfall nach Art und Umfang erhält. Ferner sind die Genehmigungen 
für Ausfuhranträge der Vorbehaltsliste zu erteilen und die Anträge 
auf Genehmigung von Veredelungsverkehren und Gegenseitigkeits- 
geschäften mit dem Auslande zu bearbeiten. 

Der Bundesstelle obliegt schließlich die Zusammenstellung der Unter- 
lagen für die Handelsvertrags Verhandlungen auf Grund der Ein- 
und Ausfuhr-Wünsche der gewerblichen Wirtschaft und der Anträge 
der beteiligten Behörden. 

Der weitergeführte Abbau der Bewirtschaftung? Vorschriften für ge- 
werbliche Güter hat nur noch auf wenigen Gebieten Restregelungen 
des Warenverkehrs übrig gelassen Das gilt für Mineralöl, Edelmetalle, 
Wälzlager und einige chemische Grundstoffe. Soweit es zweckmäßig 
ist, soll nach § 2 Absatz 2 Satz 1 die Ausführung von Rechtsvor- 
schriften zur Regelung des Warenverkehrs im Bundesgebiet, die der 
Bundesminister für Wirtschaft bestimmt, einschließlich, soweit er- 
forderlich, des Verkehrs mit Groß-Berlin gemeinsam mit den ent- 
sprechenden Einfuhr auf gaben in der Bundesstelle bearbeitet werden. 

Für den Bereich der eisenschaffenden Industrie werden der Bundes- 
stelle die in § 2 Absatz 2 Satz 2 aufgeführten Sonderaufgaben auf 
dem Gebiet der Rohstoff- und Produktionsplanung sowie der Auf- 
sicht auf dem Gebiet der* Absatzlenkung und der fachlichen Aus- 
wertung der Eisen- und Stahl Statistik übertragen. Diese Regelung 
ist angesichts der Bedeutung der Eisen- und Stahlindustrie für die 
Gesamtwirtschaft und im Hinblick auf die durch das Ruhrstatut 
bedingten besonderen Verhältnisse und bestehenden Beschränkungen 
dieses Wirtschaftszweiges zweckmäßig und nötig. Die Aufgaben sind 
bisher von der Fachstelle I — Stahl und Eisen — in Düsseldorf 
miterledigt worden. In Anlehnung an die Düsseldorfer Organisation 
sollen nach dem Ausscheiden der durch die Aufhebung der Eisen- 
bewirtschaftung frei werdenden Kräfte die vorgesehenen Aufgaben 
einheitlich in betriebsnaher Zusammenarbeit mit der Eisen- und 
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Stahlwirtschaft durch eine Zweigstelle der Bundesstelle durchgeführt 
werden. 

Die Organisation der Bundesstelle muß entsprechend den wechseln- 
den Anforderungen beweglich und einfach gestaltet werden. Daher 
schreibt das Gesetz nur vor, daß sie sich in Gruppen gliedert, die 
bei einem teilweisen oder vollständigen Wegfall von Aufgaben in- 
folge Änderung der wirtschaftlichen oder rechtlichen Verhältnisse 
zusammenzulegen oder aufzulösen sind. Die Bundesstelle wird fach- 
liche Gruppen haben, die die in § 2 genannten Aufgaben für die 
einzelnen Wirtschaftszweige oder Waren durchführen und im all- 
gemeinen nach Ein- und Ausfuhrangelegenheiten unterteilt werden. 
Nur Sondergebiete, wie die Lohnveredelungs- und Gegenseitigkeits- 
geschäfte mit dem Auslande und die Überwachung der Erfüllung 
der Handelsverträge, sollen federführend durch überfachliche Gruppen 
bearbeitet werden. Der Bundesminister für Wirtschaft wird zur Ver- 
einfachung des Dienstweges durch eine Dienstanweisung eine enge 
Verbindung und einen unmittelbaren Dienstverkehr zwischen den 
Gruppen und den zuständigen Abteilungen des Bundesministeriums 
für Wirtschaft sicherstellen. Die im allgemeinen bewährte Mitwirkung 
der Beiräte bei fachlichen Entscheidungen ist aus dem Fachstellen- 
gesetz übernommen. 


II. 

Im einzelnen wird zu den Bestimmungen des Gesetzes folgendes 
bemerkt : 

Zu § 1 : 

Die Bundesstelle ist eine Bundesoberbehörde gemäß Artikel 87 
Absatz 3 des Grundgesetzes. Sie soll ihren Sitz in den frei werden- 
den Räumlichkeiten in Frankfurt/Main haben. Für den Bereich der 
eisenschaffenden Industrie ist die Errichtung einer Zweigstelle in 
Düsseldorf vorgesehen, die die vorhandenen Räume und Einrich- 
tungen der aufgelösten Fachstelle I - Stahl und Eisen - benutzen 
soll. In Hamburg soll die Bearbeitung der Aufgaben auf dem 
Mineralölgebiet und der Kaffee-Einfuhr verbleiben. 

Zu §§ 2 und 3 : 

Es wird auf die Ausführungen in Abschnitt I verwiesen. Durch im 
Verwaltungswege zu erlassende Richtlinien für die Zusammenarbeit 
der Bundesstelle mit den Landeswirtschaftsverwaltungen wird eine 
ausreichende Beteiligung der Länder sichergestellt werden (vgl. auch §7). 

Zu §§ 4 und 5: 

Die gesetzlich geregelte Mitwirkung der beteiligten Wirtschaftsstufen 
und Gewerkschaften an der Lösung der Aufgaben ihres Fachgebietes 
durch' Beiräte hat sich bewährt. Die meisten Vertreter der einzelneh 
Wirtschaftsstufen sowie die Gewerkschaften legen Wert auf die 
Übernahme dieser Einrichtung aus dem Fachstellengesetz. Die Zu- 
sammensetzung der Beiräte wird sich den neuen Aufgaben entspre- 
chend ändern. Es ist beabsichtigt, den von der Wirtschaft gebildeten 
Export- Ausschüssen die Funktion von Beiräten für das Ausfuhr- 
gebiet unter Abgabe gewisser bisher wahrgenommener administra- 
tiver Aufgaben an die Bundesstelle zu übertragen. Auch der Minder- 
heitenschutz des § 5 Absatz 2 ist in der Fassung des Fachstellen- 
gesetzes übernommen, damit einer unsachlichen Majorisierung eines 
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im Beirat vertretenen Kreises begegnet werden kann, ohne daß die 
sachliche Arbeit durch Einspruch einzelner Bciratsmitglieder gelähmt 
wird. 

Zu § 6: 

Es hat sich als notwendig erwiesen, die Bestimmung des Absatzes 1 
über die Fassung des Fachstellen gesetzes hinaus auf die Verhinde- 
rung mißbräuchlicher Verwendung aller Unterlagen auszudehnen. 

Zu § 9: 

Als nachgeordnete Behörde hat die Bundesstelle einen eigenen Haus- 
halt. In Abweichung von der Fach stellen regelung, die die Aufbrin- 
gung der sächlichen Ausgaben und der Kosten der Beiräte durch 
Gebühren der Wirtschaft vorsieht, sollen auch diese Ausgaben aus 
dem Haushalt gedeckt werden. Es hat sich gezeigt, daß die Gebühren- 
berechnung und -Einziehung eine sehr umfangreiche und kostspielige 
Verwabungsarbeit erfordert, die bei der Vielzahl der gebührenpflich- 
tigen Tatbestände die Wirtschaft und die einziehende Dienststelle 
im Verhältnis zum Aufkommen ungebührlich stark belastet. Auch 
ändern sich die Verhältnisse (z. B. durch Wegfall gebührenpflichtiger 
Tatbes ände beim Übergang zugfreieren Formen des Außenhandels) 
kurzfristig so schnell, daß eine zuverlässige Schätzung des voraus- 
sichtlichen Gebührenaufkommens unmöglich ist. 

Zu § 10: 

Die Übergangsregelung gilt nur für den Fall, daß das Gesetz über 
den Haushalt der Bundesstelle nicht rechtzeitig verabschiedet wird. 
Denn auch nach dem Außerkrafttreten des Fachstellengesetzes am 
31. März 1950 müssen die anfallenden Aufgaben bewältigt werden, 
wozu bis zur Einrichtung der Bundesstelle die Fachstellenorganisation 
noch vorübergehend, jedoch nur im Umfang des Stellenplanes der 
Bundesstelle, soweit er bis dahin die Billigung der zuständigen 
Stellen gefunden hat, zu verwenden ist. 

Zu § 11: 

Das Inkrafttreten des Gesetzes wird auf den Zeitpunkt des Ablaufs 
des Fachstellengesetzes verlegt. Für das Außerkrafttreten ist aus 
Zweckmäßigkeitsgründen eine Rechts Verordnung der Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundestages und des Bundesrates vor- 
gesehen. Die Aufgaben der Bundesstelle sind zeitlich begrenzt. Der 
Zeitpunkt des Wegfalles dieser Aufgaben kann jetzt noch nicht be- 
stimmt werden, da er von der Entwicklung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse und der künftigen Regelung des Außenhandels abhängr. 
Eine kurze Befristung im Gesetz mit späterer Verlängerung muß 
aus sozialen Gründen vermieden werden, da sie für die Bedienste- 
ten der Bundesstelle die dauernde Unsicherheit über ihre Beschäf- 
tigung zur Folge hat, aber auch die Gefahr besteht, daß deshalb 
die tüchtigen Fachkräfte, auf deren Weiterarbeit die Bundesstelle 
Wert legen muß, abwandern. Um zu vermeiden, daß für das Außer- 
krafttreten ein Bundesgesetz erlassen werden muß, ist die verein- 
fachte Form einer Rechts Verordnung gewählt. Dadurch werden die 
gesetzgebenden Körperschaften von der Behandlung formaler Ge- 
setze zur Verlängerung der Geltungsdauer und zum Außerkraft- 
treten dieses Gesetzes entlastet. Ihr Initiativrecht, dieses Gesetz vor- 
her außer Kraft zu setzen, bleibt hiervon unberührt. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den 10. Februar 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Unter Bezugnahme auf das Schreiben - BK 149/50 III - vom 28. 
Januar 1950 beehre ich mich mirzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner Sitzung am 10. Februar 1950 beschlossen hat, zu dem ihm 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zugeleiteten 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung einer Bundes- 
stelle für den Warenverkehr im Bereich der gewerblichen 

Wirtschaft 

folgende. Änderungen vorzuschlagen : 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bundesstelle wird, soweit eine zentrale Bearbeitung 
erforderlich und in den jeweils geltenden Vorschriften vorgesehen 
ist, im Bereich der gewerblichen Wirtschaft die Durchführung 
folgender Aufgaben der öffentlichen Verwaltung übertragen: 

1. Einfuhr -Angelegenheiten, 

2. Ausfuhr -Angelegenheiten, 

3. Angelegenheiten des Interzonenhandels. 

Die besonderen Aufgaben des Bundesministers für den Marshall- 
Plan hinsichtlich der Einfuhr von ERP- Gütern bleiben unberührt. 
Insoweit Rechts Verordnungen zu erlassen sind, die die Einfuhr 
von ERP-Gütern betreffen, ist für den Erlaß solcher Rechtsver- 
ordnungen der Bundesminister für Wirtschaft im Benehmen mit 
dem Bundesminister für Marshallplanangelegenheiten zuständig. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft kann zur Regelung 
des Warenverkehrs im Inlande 

1. auf den Gebieten der Edelmetalle, der Wälzlager und der 
industriellen öle und Fette, 

2. auf weiteren Gebieten, die er mit Zustimmung des Bundes- 
rates durch Rechts Verordnung bestimmt, 

die Bundesstelle mit der Ausführung der von ihm erlassenen Rechts- 
vorschriften beauftragen. Er kann ihr auch die Auswertung der 
Fachstatistiken mit Zustimmung des Bundesrates übertragen. 

(3) Ferner kann er für den Bereich der eisenschaffenden Industrie 
die ihm zustehenden und von ihm bezeichneten Aufgaben auf dem 
Gebiet der Rohstoff- und Produktions-Planung sowie die Aufsicht 
auf dem Gebiet der Auftragslenkung und die fachliche Auswertung 
der Eisen- und Stahl-Statistik der Bundesstelle übertragen.” 
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Begründung : 

Die ausdrückliche Beschränkung des Erfordernisses der zentralen 
Bearbeitung der auf gezählten Angelegenheiten durch die Bundesstelle 
auf die „in den jeweils geltenden Vorschriften” vorgesehenen Fälle 
erscheint zweckmäßig, um einer Ausweitung der Aufgaben der 
Bundesstelle vorzubeugen. Zur Schaffung klarer Zuständigkeits- 
abgrenzungen soll die Zuständigkeit für den Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen zur Regelung der Einfuhr von ERP-Gütern ausdrücklich 
geregelt werden (Absatz 1). 

In Absatz 2 erscheint es erforderlich, die Auftragsfälle, soweit mög- 
lich /bereits im Gesetz selbst zu bestimmen (Nr. 1) und die spätere 
Bestimmung heute nicht übersehbarer Fälle an die Zustimmung des 
Bundesrates zu binden (Nr. 2). Außerdem erscheint es zweckmäßig, 
die Übertragung der Auswertung der Fachstatistiken besonders zu 
erwähnen, sie jedoch im FFinblick auf die Aufgaben der statistischen 
Landesämter an die Zustimmung des Bundesrates zu binden. 

Absatz 3 ist der neuen Fassung des Absatzes 1 lediglich angepaßt 
worden. 

2. In § ß Absatz 2 werden hinter die Worte „ von der Mehrheit ” 
die Worte „der Mitglieder ” eingefügt. 

Der erste Halbsatz des Satzes 2 erhält folgende Fassung : 

„Das gleiche gilt, wenn sämtliche an der Bestimmung beteiligten 
Vertreter einer der im Beirat vertretenen Wirtschaftsstufen 
(Industrie, Handwerk, Handel), der Gewerkschaften oder der 
Außenseiter Einspruch gegen einen Mehrheitsbeschluß einlegen;" 

Absatz 3 'erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Beiräte sind über wichtige Maßnahmen auf ihrem 
Sachgebiete zu unterrichten. Ihnen ist jederzeit Gelegenheit zu 
geben, Vorschläge zu machen.” 

Begründun g: 

Änderungen redaktioneller Art. 

3. § 7 erhält folgende Fassung: 

„Die Bundesstelle unterrichtet die Landeswirtschaftsminister (Se- 
natoren) über wichtige Maßnahmen auf ihrem Aufgabengebiete. 
Zu diesem Zwecke wird ein Länder ausschuß bei der Bundesstelle 
gebildet, in dem jedes Land vertreten ist. Der Länder ausschuß 
gibt sich eine Geschäftsordnung.” 

Begründung: 

Satz 2 erscheint erforderlich, um die Beteiligung der Länder an 
den Arbeiten der Bundesstelle organisatorisch zu sichern. Satz 3 
gibt die Möglichkeit, Unterausschüsse des Länderausschusses als 
ständige oder nach Bedarf einzurichten. 

4. § 8 erhält folgende Fassung: 

„Die Bundesstelle ist auskunftsberechtigte Stelle im Sinne der 
Verordnung über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 (RGBl. I 

S. 723). Sie soll, soweit die Angelegenheit nicht dringlich ist, die 
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Auskunft durch die Landeswirtschaftsminister (Senatoren) ein- 
fordern.” 

Begründung: 

Satz 2 beschränkt das Recht der Bundesstelle, Auskünfte un- 
mittelbar einzufordern, im Interesse der Landes wirtschaftsminister 
auf die notwendigen Eilfälle. 

5. Abschnitt III erhält folgende Überschrift : 

„ Geltungsdauer”. 


6. § 10 wird gestrichen. 

Begründung: 

Die Funktionen der Fachstellen sollen gemäß dem Gesetz vom 
20. Januar 1950 am 31. März 1950 enden und für den Fall, 
daß die Bundesstelle bis zu diesem Zeitpunkt nicht errichtet ist, 
vorübergehend von dem Bundeswirtschaftsminister selbst wahr- 
genommen werden. 

7. § 11 erhalt als neuer § 10 folgende Fassung : 

„Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1950, hinsicht- 
lich der Strafbestimmungen (§§ 6 und 8) erst am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. Die Bundesregierung bestimmt den 
Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieses Gesetzes durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bundestages und Bundes- 
rates bedarf.” 

Begründung: 

Eine Befristung des Gesetzes wird in Übereinstimmnng mit der 
Vorlage der Bundesregierung als unzweckmäßig angesehen. Es 
erscheint jedoch erforderlich und ausreichend, den Zeitpunkt des 
Außerkrafttretens durch die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundestages und Bundesrates bestimmen zu lassen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Arnold 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zum Vorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen unter Ziffer 

2, 4 bis 7 zu. 

Dagegen bestehen Bedenken gegen die Abänderungsvorschläge unter 

Ziffer 1 und 3 : 

Zu 1 : 

a) Nach Artikel IV des Gesetzes betreffend das Abkommen über 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und der Bundesrepublik Deutschland 
vom 31. Januar 1950 (Bundesgesetzblatt S. 9) erläßt die Bun- 
desregierung die Rechtsverordnungen über die Kontrolle der 
Lieferung und Verwendung der Marshallplan waren. Da sich 
hiermit die Bestimmungen des Absatz 1 Satz 3 teilweise über- 
schneiden, sie auch im Rahmen dieses Gesetzes nicht nötig 
sind, soll Absatz 1 Satz 3 gestrichen werden. 

b) In Absatz 2 Satz 2 ist vorgesehen, daß der Bundesminister 
für Wirtschaft der Bundesstelle auch die Auswertung der Fach- 
statistiken mit Zustimmung des Bundesrates übertragen kann. 
Die Erstattung der Meldungen durch die Unternehmen, die 
die Grundlage für die Aufstellung der Fachstatistiken sind, 
richtet sich nach den Anordnungen des Bundesministers für 
Wirtschaft, die der Zustimmung des Bundesrates bedürfen. 
Eine Übertragung der Auswertung dieser statistischen Mel- 
dungen von dem Bundesministerium für Wirtschaft auf die 
Bundesstelle, die zur Entlastung des Ministeriums von Vorbe- 
reitungsarbeiten notwendig ist, berührt die Aufgabe der statisti- 
schen Landesämter nicht. Daher sollen in Absatz 2 Satz 2 die 
Worte „mit Zustimmung des Bundesrates” gestrichen werden. 

Im übrigen wird der Neufassung des § 2 zugestimmt. 

3 : 

Es bestehen Bedenken, daß in den neuen Sätzen 2 und 3 des 
§ 7 die Bildung eines eigenen Länderausschusses mit Unter- 
ausschüssen bei der Bundesstelle vorgeschrieben wird. Bei jedem 
Fachreferat des Bundesministeriums für Wirtschaft (bisher Ver- 
waltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsgebietes) 
bestehen Länderausschüsse, in denen jedes Land vertreten ist. 
Diese haben die gleichen Aufgaben, die in § 7 dem Länderaus- 
schuß bei der Bundesstelle übertragen werden sollen. In 
den regelmäßigen Sitzungen dieser Ausschüsse wird über 
die wichtigen Vorgänge und geplanten Maßnahmen auf 
den jeweiligen Fachgebieten berichtet, es werden Auskünfte 
gegeben und Anregungen und Anträge der Vertreter der Län- 
der behandelt. Da in diesen Beratungen auch die Arbeiten der 
Bundesstelle entsprechend der bisher für die Fachstellen gel- 
tenden Regelung einbezogen werden, würde es eine doppelte 
persönliche und sachliche Belastung bedeuten, wenn außer 
diesen Länderausschüssen bei den ministeriellen Fachreferaten 
noch solche bei der Bundesstelle eingerichtet werden. 


12 



Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 586 
berichtigt 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28 . Februar 1950 

BK 149/50 (III) 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung einer 
Bundesstelle für den Warenverkehr im Bereich 
der gewerblichen Wirtschaft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung vom 10 . Februar 1950 nach 
der Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Unlversitäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung einer Bundesstelle für den 
Warenverkehr im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Abschnitt I 

Aufgaben und Aufbau der Bundesstelle 
§ 1 

(1) Es wird eine Bundesstelle für den Warenverkehr im Bereich 
der gewerblichen Wirtschaft (Bundesstelle) errichtet. Die Bundesstelle 
ist eine dem Bundesminister für Wirtschaft nachgeordnete Bundes- 
oberbehörde. 

(2) Die Bundesstelle hat ihren Sitz in Frankfurt/Main. Zweigstellen 
können an anderen Orten errichtet werden. 

§ 2 

(1) Der Bundesstelle wird, soweit eine zentrale Bearbeitung er- 
forderlich ist, im Bereich der gewerblichen Wirtschaft die Durch- 
führung folgender Aufgaben der öffentlichen Verwaltung übertragen: 

1. Einfuhr-Angelegenheiten, 

2. Ausfuhr- Angelegenheiten, 

3. Angelegenheiten des Interzonenhandels. 

Die besonderen Aufgaben des Bundesministers für den Marshall-Plan 
hinsichtlich der Einfuhr von ERP- Gütern bleiben unberührt. 

(2) Ferner kann der Bundesminister für Wirtschaft zur Regelung 
des Warenverkehrs im Inland die Bundesstelle mit der Ausführung 
der von ihm bezeichneten Rechtsvorschriften beauftragen. Für den 
Bereich der eisenschaffenden Industrie kann er der Bundesstelle die 
von ihm bezeichneten Aufgaben auf dem Gebiet der Rohstoff- und 
Produktionsplanung sowie die Aufsicht auf dem Gebiet der Auftrags- 
lenkung und die fachliche Auswertung der Eisen- und Stahlstatistik 
übertragen. 


§ 3 

(1) Die Bundesstelle gliedert sich in die für die Durchführung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Gruppen. 
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(2) Die Gruppen sind zusammenzulegen oder aufzulösen, soweit 
ihre Aufgaben zum Teil oder ganz entfallen. 

§ 4 

(1) Soweit Gruppen für einzelne Wirtschaftszweige oder Waren 
gebildet werden (fachliche Gruppen), werden ihnen Beiräte beige- 
ordnet. Eine fachliche Gruppe kann mehrere Beiräte haben. 

(2) Die Beiräte werden aus Vertretern der beteiligten Wirtschafts- 
stufen (Industrie, Handwerk, Handel) und der Gewerkschaften des 
jeweiligen Fach- und Aufgabengebietes gebildet, die von den beteiligten 
Organisationen vorgeschlagen und vom Bundesminister für Wirt- 
schaft bestellt werden. Soweit erforderlich, bestellt der Bundes- 
minister für Wirtschaft auch für die dabei nicht berücksichtigten 
Unternehmen (Außenseiter) Vertreter. Bei der Bestellung sind Ver- 
treter von heimatverdrängten Unternehmen angemessen zu berück- 
sichtigen. Die Mitglieder der Beiräte können vom Bundesminister 
für Wirtschaft nach Anhören der beteiligten Organisationen abbe- 
rufen werden. 

(3) Die Mitglieder der Beiräte sind ehrenamtlich tätig. Sie er- 
halten Ersatz ihrer Aufwendungen und Fahrkosten sowie auf An- 
trag eine angemessene Entschädigung für den nach gewiesenen Ver- 
dienstausf all ; die Einzelheiten regelt der Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung. 


§ 5 

(1) Die Bundesstelle trifft ihre Maßnahmen und Entscheidungen 
nach Anhören des zuständigen Beirates der fachlichen Gruppe. 

(2) Werden die von der Bundesstelle beabsichtigten Maßnahmen 
und Entscheidungen nicht von der Mehrheit des Beirates gebilligt, 
so hat die Bundesstelle die Angelegenheit unverzüglich dem Bundes- 
minister für Wirtschaft zur Entscheidung vorzulegen. Das gleiche 
gilt, wenn sämtliche an der Abstimmung beteiligten Vertreter eines 
der im Beirat vertretenen Kreise (Industrie, Handwerk, Handel, 
Außenseiter oder Gewerkschaften) Einspruch gegen einen Mehrheits- 
beschluß einlegen; der Einspruch muß bei mündlicher Beschluß- 
fassung spätestens am Tage nach der Abstimmung, in anderen Fällen 
spätestens am Tage nach Mitteilung der Abstimmungsergebnisse ein- 
gelegt werden. 

(3) Die Beiräte sind laufend über die wesentlichen Fragen ihres 
Sachgebietes zu unterrichten. Ihnen ist jederzeit Gelegenheit zu 
geben, sachdienliche Vorschläge zu machen. 

(4) Die Beiräte geben sich eine Geschäftsordnung. 

§ 6 

(1) Die Bundesstelle hat bei Anhören und Unterrichtung der 
Beiräte eine mißbräuchliche Verwendung von Unterlagen zu ver- 
hindern. 

(2) Für die Mitglieder der Beiräte gelten die Bestimmungen der 
Verordnung gegen Bestechung und Geheimnisverrat nichtbeamteter 
Personen vom 3. Mai 1917 in der Fassung vom 22. Mai 1943 
(RGBl. I S. 351). Die Mitglieder der Beiräte werden von dem 
Bundesminister für Wirtschaft oder einem eigens dafür von ihm 
bestimmten Vertreter auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegen- 
heiten durch Handschlag verpflichtet. 
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§ 7 

Die Bundesstelle unterrichtet die obersten Landeswirtschafts - 
behörden laufend über wichtige Maßnahmen ihres Aufgabengebietes. 
Sie hat allgemeine Erlasse und Rundschreiben den obersten Landes- 
wirtschaftsbehörden zuzuleiten. 


§ 8 

(1) Die Bundesstelle ist auskunftsberechtigte Stelle im Sinne der 
Verordnung über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 (RGBl. I 
S. 723). 

(2) Sie kann die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Unterlagen anfordern und auswerten. 


Abschnitt II 
Haushalt der Bundesstelle 
§ 9 

Für die Bundesstelle wird im Rahmen des Haushalts des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft ein eigener Haushaltsplan aufgestellt. 


Abschnitt III 

Übergangsbestimmungen, Inkrafttreten 
§ 10 

Bis zur Einrichtung der Bundesstelle werden die in § 1 Absatz 1 
des Gesetzes über die Errichtung von Fachstellen im Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft vom 6. Mai 1949 (WiGBl. S. 73) / Gesetz 
zur Erstreckung und Verlängerung der Geltungsdauer ^ des Fach- 
stellengesetzes und der Fachstellengebührenordnung vom 20. Januar 
1950 (Bundesgesetzblatt S. 5) genannten Aufgaben von den Fach- 
stellen fortgeführt. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1950, hinsichtlich 
der Strafbestimmungen (§§ 6 und 8) am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Mit der gesetzlichen Feststellung des Haushaltsplanes der Bundes- 
behörden für das Rechnungsjahr 1950 werden die Bundesministerien 
ihre endgültige Organisation erhalten. Entsprechend den „Empfeh- 
lungen des Organisations-Ausschusses der Ministerpräsidenten-Konfe- 
renz über den Aufbau der Bundesorgane” soll das Bundesministe- 
rium für Wirtschaft möglichst klein gehalten und auf die Aufgaben 
rein ministerieller Art beschränkt werden. Das hat zur Folge, 
daß die zentral zu erledigenden Aufgaben, die nicht unbedingt in 
der obersten Instanz behandelt werden müssen, auf Bundesober- 
behörden gemäß Artikel 87 des Grundgesetzes zu übertragen sind. 
Das Gesetz zur Errichtung von Fachstellen im Bereich der ge- 
werblichen Wirtschaft wird am 31. März 1950 außer Kraft treten. 
Bei der Verwaltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
waren früher die Bewirtschaftungsstellen, die die Kontingentierung 
gewerblicher Güter bearbeiteten, als Teile der Fachreferate geführt 
worden. Es erwies sich, daß diese Regelung infolge des mit der 
Durchführung dieser Aufgaben verbundenen umfangreichen Publi- 
kumsverkehrs und der damit zusammenhängenden Beantwortung 
der zahlreichen mündlichen und schriftlichen Anfragen keine befrie- 
digende Lösung war. Daher wurde mit Beginn des Jahres 1949 die 
Durchführung der zentral zu bearbeitenden Bewirtschaftungs- und 
Einfuhr- Angelegenheiten den Fachstellen als nach geordnete Dienst- 
stellen der Verwaltung für Wirtschaft übertragen. Diese Ausgliederung 
entsprach der bewährten Organisation der Ministerien. Sie ist künftig 
auch nötig, um auf dem Gebiet des Warenverkehrs die in Frank- 
furt verbleibende Bearbeitung der Durchführungsaufgaben verwal- 
tungsmäßig von der ministeriellen Tätigkeit in Bonn zu trennen 
und zu verselbständigen. Die Errichtung einer Oberbehörde sichert 
ferner eine schnelle, geschäftsmäßige Erledigung und gestattet eine 
elastische Anpassung der Organisation an die wechselnden wirtschaft- 
lichen Erfordernisse. 

Die Oberbehörde soll die Bezeichnung „Bundesstelle für den Waren- 
verkehr im Bereich der gewerblichen Wirtschaft” tragen. Zwar liegt 
der Hauptteil ihrer Aufgaben auf dem Gebiet der Ein- und Aus- 
fuhr; da jedoch auch Angelegenheiten des Interzonenhandels und 
des Warenverkehrs im Bundesgebiet einschließlich des Verkehrs mit 
Groß-Berlin zu bearbeiten sind, ist eine umfassende Bezeichnung 
gewählt worden. 

Der Bundesstelle wird gemäß § 2 Absatz 1 die Durchführung von 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung auf dem Gebiet der Einfuhr, 
der Ausfuhr und des Interzonenhandels übertragen, soweit eine zen- 
trale Bearbeitung erforderlich ist. Alle Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung auf diesen Gebieten, die ihrer Natur nach eine zentrale 
Bearbeitung nicht erfordern, werden von den Behörden der Länder 
durchgeführt. Aufgaben, die nicht von Behörden erledigt werden 
müssen, sollen den Organisationen der wirtschaftlichen Selbstver- 
waltung überlassen werden. 

Auf dem Gebiet der Einfuhr gewerblicher Güter gehört zu den 
Aufgaben der Bundesstelle die Vorbereitung der Verfahrens Vor- 
schläge für den interministeriellen Einfuhr -Ausschuß und die Aus- 
führung seiner Beschlüsse gemäß der JEIA-Anweisung Nr. 29. Die 
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Bundesstelle hat ferner zum Aufbau der Einfuhr-Programme im 
Rahmen der in den Handelsverträgen und im ERP enthaltenen Be- 
stimmungen gutachtlich Stellung zu nehmen. Sie hat bei der Durch- 
führung der Einfuhren im Zuteilungsverfahren die Zuteilungen an 
die Einführer vorzunehmen; soweit es sich dabei um ERP -Güter 
handelt, wird sie nach den von dem Bundesminister für den Mar- 
shall-Plan im Benehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft er- 
lassenen Verfahrens Bestimmungen tätig. Im Reihenfolgeverfahren sind 
die noch zu lenkenden Einfuhren für den Re -Export zu erfassen 
und die von den Außenhandelsbanken erteilten Devisengenehmi- 
gungen nach fachlichen Gesichtspunkten aufzubereiten. Die Kenntnis 
der warenmäßigen Zusammensetzung der Einfuhr ist gerade bei dem 
liberalisierten Handel von Bedeutung. Die fachlichen Einfuhrbe- 
willigungsstatistiken sind eine wichtige Grundlage für die Entschei- 
dungen des Einfuhr- Ausschusses. 

Im Interzonenhandel hat die Bundesstelle zur Durchführung des 
Interzonenabkommens vom 8. Oktober 1949 die Einhaltung der 
Wertgrenzen und der Bestimmungen über die Vorbehaltslisten ge- 
meinsam mit den Landeswirtschaftsverwaltungen zu kontrollieren. 
Im Zuteilungsverfahren entscheidet sie über die Zuteilungen an die 
Bezieher. 

Auf dem Ausfuhrgebiet sind nach Umwandlung der Exportausschüsse 
(Bemerkungen in Abschnitt II zu §§ 4 und 5) die von den Aus- 
führern zu erstattenden monatlichen Sammelabschlußmeldungen über 
die getätigten Exportgeschäfte fachlich aufzubereiten, damit der Ein- 
fuhr-Ausschuß eine Übersicht über den zu erwartenden Devisenan- 
fall nach Art und Umfang erhält. Ferner sind die Genehmigungen 
für Ausfuhranträge der Vorbehaltsliste zu erteilen und die Anträge 
auf Genehmigung von Veredelungsverkehren und Gegenseitigkeits- 
geschäften mit dem Auslande zu bearbeiten. 

Der Bundesstelle obliegt schließlich die Zusammenstellung der Unter- 
lagen für die Handelsvertragsverhandlungen auf Grund der Ein- und 
Ausfuhr- Wünsche der gewerblichen Wirtschaft und der Anträge der 
beteiligten Behörden. 

Der weitergeführte Abbau der Bewirt schaff ungs Vorschriften für ge- 
werbliche Güter hat nur noch auf wenigen Gebieten Restregelungen 
des Warenverkehrs übrig gelassen. Das gilt für Mineralöl, Edelmetalle, 
Wälzlager und einige chemische Grundstoffe. Soweit es zweckmäßig 
ist, soll nach § 2 Absatz 2 Satz 1 zur Regelung des Warenverkehrs 
im Bundesgebiet einschließlich, soweit erforderlich, des Verkehrs mit 
Groß-Berlin die verwaltungsmäßige Ausführung von Rechtsvor- 
schriften, die der Bundesminister für Wirtschaft bezeichnet, gemeinsam 
mit den entsprechenden Einfuhraufgaben in der Bundesstelle bear- 
beitet werden. 

Für den Bereich der eisenschaffenden Industrie werden der Bundes- 
stelle die in § 2 Absatz 2 Satz 2 aufgeführten Sonderaufgaben auf 
dem Gebiet der Rohstoff- und Produktionsplanung sowie der Aufsicht 
auf dem Gebiet der Absatzlenkung und der fachlichen Auswertung 
der Eisen- und Stahlstatistik übertragen. Diese Regelung ist ange- 
sichts der Bedeutung der Eisen- und Stahlindustrie für die Gesamtwirt- 
schaft und im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse und bestehenden 
Beschränkungen dieses Wirtschaftszweiges zweckmäßig und nötig. 
Die Aufgaben sind bisher von der Fachstelle I- Stahl und Eisen- in 
Düsseldorf miterledigt worden. In Anlehnung an die Düsseldorfer 
Organisation sollen nach dem Ausscheiden der durch die Aufhebung 
der Eisenbewirtschaftung frei werdenden Kräfte die vorgesehenen 


6 



Aufgaben einheitlich in betriebsnaher Zusammenarbeit mit der 
Eisen- und Stahlwirtschaft durch eine Zweigstelle der Bundesstelle 
durch geführt werden. 

Die Organisation der Bundesstelle muß entsprechend den wechseln- 
den Anforderungen beweglich und einfach gestaltet werden. Daher 
schreibt das Gesetz nur vor, daß sie sich in Gruppen gliedert, die 
bei einem teilweisen oder vollständigen Wegfall von Aufgaben in- 
folge Änderung der wirtschaftlichen oder rechtlichen Verhältnisse 
zusammenzulegen oder aufzulösen sind. Die Bundesstelle wird 
fachliche Gruppen haben, die die in § 2 genannten Aufgaben für 
die einzelnen Wirtschaftszweige oder Waren durchführen und im 
allgemeinen nach Ein- und Ausfuhrangelegenheiten unterteilt werden. 
Nur Sondergebiete, wie die Lohnveredelungs- und Gegenseitigkeits- 
geschäfte mit dem Auslande und die Überwachung der Erfüllung 
der Handelsverträge, sollen federführend durch überfachliche Gruppen 
bearbeitet werden. Der Bundesminister für Wirtschaft wird zur 
Vereinfachung des Dienstweges durch eine Dienstanweisung eine 
enge Verbindung und einen unmittelbaren Dienstverkehr zwischen 
den Gruppen und den zuständigen Abteilungen des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft sicherstellen. Die bewährte Mitwirkung der 
Beiräte bei fachlichen Entscheidungen ist aus dem Fachstellengesetz 
übernommen. 


II. 

Im einzelnen wird zu den Bestimmungen des Gesetzes folgendes 
bemerkt: 

Za § 1 : 

Die Bundesstelle ist eine Bundesoberbehörde gemäß Artikel 87 Ab- 
satz 3 des Grundgesetzes. Sie soll ihren Sitz in den frei werdenden 
Räumlichkeiten in Frankfurt/Main haben. Für den Bereich der 
eisenschaffenden Industrie ist die Errichtung einer Zweigstelle in 
Düsseldorf vorgesehen, die die vorhandenen Räume und Einrich- 
tungen der aufgelösten Fachstelle I — Stahl und Eisen — benutzen 
soll. In Hamburg soll die Bearbeitung der Aufgaben auf dem 
Mineralölgebiet und der Kaffee -Einfuhr verbleiben. 

Zu §§ 2 und 3: 

Es wird auf die Ausführungen in Abschnitt I verwiesen. Durch 
im Verwaltungswege zu erlassende Richtlinien für die Zusammen- 
arbeit der Bundesstelle mit den obersten Landeswirtschaftsbehörden 
wird eine ausreichende Beteiligung der Länder sicher gestellt werden 
(vgl. auch § 7). 

Zu §§ 4 und 5 : 

Die gesetzlich geregelte Mitwirkung der beteiligten Wirtschaftsstufen 
und Gewerkschaften an der Lösung der Aufgaben ihres Fachgebietes 
durch Beiräte hat sich bewährt. Die meisten Vertreter der einzelnen 
Wirtschaftsstufen sowie die Gewerkschaften legen Wert auf die 
Übernahme dieser Einrichtung aus dem Fach stellen gesetz. Die Zu- 
sammensetzung der Beiräte wird sich den neuen Aufgaben ent- 
sprechend ändern. 

Es ist beabsichtigt, den von der Wntschaft gebildeten Export- Aus- 
schüssen die Funktion von Beiräten für das Ausfuhrgebiet unter 
Abgabe gewisser bisher wahr genommener administrativer Aufgaben 
an die Bundesstelle zu übertragen. Auch der Minderheitenschutz 
des § 5 Absatz 2 ist in der Fassung des Fachstellengesetzes über- 
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nommen, damit einer unsachlichen Majorisierung eines im Beirat 
vertretenen Kreises begegnet werden kann, ohne daß die sachliche 
Arbeit durch Einspruch einzelner Beiratsmitglieder gelähmt wird. 

Za $ 6 : 

Es hat sich als notwendig erwiesen, die Bestimmung des Absatzes 1 
über die Fassung des Fachstellengesetzes hinaus auf die Verhinderung 
mißbräuchlicher Verwendung aller Unterlagen auszudehnen. 

Za § V: 

Als nachgeordnete Behörde hat die Bundesstelle einen eigenen Haus- 
halt. In Abweichung von der Fachstellenregelung, die die Auf- 
bringung der sächlichen Ausgaben und der Kosten der Beiräte durch 
Gebühren der Wirtschaft vorsieht, sollen auch diese Ausgaben aus 
dem Haushalt gedeckt werden. Es hat sich gezeigt, daß die Ge- 
bührenberechnung und -einziehung eine sehr umfangreiche und kost- 
spielige Verwaltungsarbeit erfordert, die bei der Vielzahl der ge- 
bührenpflichtigen Tatbestände die Wirtschaft und die einziehende 
Dienststelle im Verhältnis zum Aufkommen ungebührlich stark be- 
lastet. Auch ändern sich die Verhältnisse (z. B. durch Wegfall 
gebühi enpflichtiger Tatbestände beim Übergang zu freieren Formen 
des Außenhandels) kurzfristig so schnell, daß eine zuverlässige 
Schätzung des voraussichtlichen Gebührenaufkommens unmöglich ist. 

Zu § 10: 

Die Übergangsregelung gilt nur für den Fall, daß das Gesetz über 
den Haushalt der Bundesstelle nicht rechtzeitig verabschiedet wird. 
Denn auch nach dem Außerkrafttreten des Fachstellengesetzes am 
31. Marz 1950 müssen die anfallenden Aufgaben bewältigt werden, 
wozu bis zur Einrichtung der Bundesstelle die Fachstellenorganisation 
noch vorübergehend, jedoch nur im Umfang des Stellenplanes der 
Bundesstelle, soweit er bis dahin die Billigung der zuständigen 
Stellen gefunden hat, zu verwenden ist. 

Zu $ 11: 

Das Gesetz soll mit dem Ablauf des Fachstellengesetzes in Kraft 
treten. Für den Fall einer späteren Verkündung des Gesetzes ist 
vorsorglich eine Sonderbestimmung für das Inkrafttreten der Straf- 
bestimmungen der §§ 6 und 8 vorgesehen. Die Aufgaben der 
Bundesstelle sind zwar zeitlich begrenzt. Der Zeitpunkt des Weg- 
falls dieser Aufgaben kann aber jetzt noch nicht bestimmt werden, 
da er von der Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse und 
der künftigen Regelung des Außenhandels abhängt. Eine kurze 
Befristung im Gesetz mit späterer Verlängerung muß aus sozialen 
Gründen vermieden werden, weil sie für die Bediensteten der 
Bundesstelle die dauernde Unsicherheit über ihre Beschäftigung zur 
Folge hat, aber auch die Gefahr besteht, daß deshalb die tüchtigen 
Fachkräfte, auf deren Weiterarbeit die Bundesstelle Wert legen muß, 
abwandern. Da § 3 Absatz 2 vorschreibt, daß die Gruppen zu- 
sammenzulegen oder aufzulösen sind, soweit ihre Aufgaben zum 
Teil oder ganz entfallen, ist auch ohne eine Bestimmung über das 
Außerkrafttreten des Gesetzes die rechtzeitige Verkleinerung und 
Auflösung der Bundesstelle sichergestellt. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den 10. Februar 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Unter Bezugnahme auf das Schreiben - BK 149/50 III - vom 
28. Januar 1950 beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat 
in seiner Sitzung am 10. Februar 1950 beschlossen hat, zu dem 
ihm gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zugeleiteten 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung einer Bundes- 
stelle für den Warenverkehr im Bereich der gewerblichen 

Wirtschaft 

folgende Änderungen vorzuschlagen: 

1 . J 2 erhalt folgende Fassung : 

„(1) Der Bundesstelle wird, soweit eine zentrale Bearbeitung er- 
forderlich und in den jeweils geltenden Vorschriften vorgesehen ist, 
im Bereich der gewerblichen Wirtschaft die Durchführung folgender 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung übertragen: 

1 . Einfuhr- Angelegenheiten, 

2. Ausfuhr-Angelegenheiten, 

3. Angelegenheiten des Interzonenhandels. 

Die besonderen Aufgaben des Bundesministers für den Marshall- 
Plan hinsichtlich der Einfuhr von ERP- Gütern bleiben unberührt. 
Insoweit Rechtsverordnungen zu erlassen sind, die die Einfuhr 
von ERP-Gütern betreffen, ist für den Erlaß solcher Rechts- 
verordnungen der Bundesminister für Wirtschaft im Benehmen 
mit dem Bundesminister für Marshallplanangelegenheiten zuständig. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft kann zur Regelung des 
Warenverkehrs im Inlande 

1. auf den Gebieten der Edelmetalle, der Wälzlager und der 
industriellen öle und Fette, 

2. auf weiteren Gebieten, die er mit Zustimmung des Bundes- 
rates durch Rechtsverordnung bestimmt, 

die Bundesstelle mit der Ausführung der von ihm erlassenen 
Rechtsvorschriften beauftragen. Er kann ihr auch die Auswer- 
tung der Fachstatistiken mit Zustimmung des Bundesrates über- 
tragen. 

(3) Ferner kann er für den Bereich der eisenschaffenden Industrie 
die ihm zustehenden und von ihm bezeichneten Aufgaben auf dem 
Gebiet der Rohstoff- und Produktions-Planung sowie die Aufsicht 
auf dem Gebiet der Auftragslenkung und die fachliche Auswertung 
der Eisen- und Stahl- Statistik der Bundesstelle übertragen.” 
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Begründung: 

Die ausdrückliche Beschränkung des Erfordernisses der zentralen 
Bearbeitung der aufgezählten Angelegenheiten durch die Bundes- 
stelle auf die „in den jeweils geltenden Vorschriften” vorgesehenen 
Fälle erscheint zweckmäßig, um einer Ausweitung der Aufgaben 
der Bundesstelle vorzubeugen. Zur Schaffung klarer Zuständig- 
keitsabgrenzungen soll die Zuständigkeit für den Erlaß von Rechts- 
verordnungen zur Regelung der Einfuhr von ERP-Gütern aus- 
drücklich geregelt werden (Absatz 1). 

In Absatz 2 erscheint es erforderlich, die Auftragsfälle, soweit 
möglich, bereits im Gesetz selbst zu bestimmen (Nr. 1) und die 
spätere Bestimmung heute nicht übersehbarer Fälle an die Zu- 
stimmung des Bundesrates zu binden (Nr. 2). Außerdem erscheint 
es zweckmäßig, die Übertragung der Auswertung der Fachsta- 
tistiken besonders zu erwähnen, sie jedoch im Hinblick auf die 
Aufgaben der statistischen Landesämter an die Zustimmung des 
Bundesrates zu binden. 

Absatz 3 ist der neuen Fassung des Absatzes 1 lediglich angepaßt 
worden. 

2. In § 5 Absatz 2 werden hinter die Worte „ von der Mehrheit ” die 
Worte „ der Mitglieder ” eingefügt . 

Der erste Halbsatz des Satzes 2 erhält folgende Fassung: 

„Das gleiche gilt, wenn sämtliche an der Bestimmung beteiligten 
Vertreter einer der im Beirat vertretenen Wirtschaftsstufen 
(Industrie, Handwerk, Handel), der Gewerkschaften oder der 
Außenseiter Einspruch gegen einen Mehrheitsbeschluß einlcgen;” 

Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Beiräte sind über wichtige Maßnahmen auf ihrem 
Sachgebiete zu unterrichten. Ihnen ist jederzeit Gelegenheit zu 
geben, Vorschläge zu machen.” 

Begründung: 

Änderungen redaktioneller Art. 

3. § 7 erhält folgende Fassung: 

„Die Bundesstelle unterrichtet die Landes wirtschaftsminister 
(Senatoren) über wichtige Maßnahmen auf ihrem Aufgabengebiete. 
Zu diesem Zwecke wird ein Länderausschuß bei der Bundesstelle 
gebildet, in dem jedes Land vertreten ist. Der Länderausschuß 
gibt sich eine Geschäftsordnung.” 

Begründung: 

Satz 2 erscheint erforderlich, um die Beteiligung der Länder an 
den Arbeiten der Bundesstelle organisatorisch zu sichern. Satz 3 
gibt die Möglichkeit, Unterausschüsse des Länder ausschusses als 
ständige oder nach Bedarf einzurichten. 

4. § 8 erhält folgende Fassung: 

„Die Bundesstelle ist auskunftsberechtigte Stelle im Sinne der 
Verordnung über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 (RGBl. I 

S. 723). Sie soll, soweit die Angelegenheit nicht dringlich ist, 
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die Auskunft durch die Landeswirtschaftsminister (Senatoren) 
einfordern.” 

Begründung: 

Satz 2 beschränkt das Recht der Bundesstelle, Auskünfte un- 
mittelbar einzufordern, im Interesse der Landeswirtschaftsminister 
auf die notwendigen Eilfälle. 

5. Abschnitt III erhält folgende Überschrift: 

„Geltungsdauer”. 


6 . § 10 wird gestrichen. 

Begründung: 

Die Funktionen der Fachstellen sollen gemäß dem Gesetz vom 
20. Januar 1950 am 31. März 1950 enden und für den Fall, 
daß die Bundesstelle bis zu diesem Zeitpunkt nicht errichtet ist, 
vorübergehend von dem Bundeswirtschaftsminister selbst wahr- 
genommen werden. 

7. § 11 erhält als neuer § 10 folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1950, hinsicht- 
lich der Strafbestimmungen (§§ 6 und 8) erst am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. Die Bundesregierung bestimmt den 
Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieses Gesetzes durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bundestages und Bundes- 
rates bedarf.” 

Begründung: 

Eine Befristung des Gesetzes wird in Übereinstimmung mit der 
Vorlage der Bundesregierung als unzweckmäßig angesehen. Es 
erscheint jedoch erforderlich und ausreichend, den Zeitpunkt 
des Außerkrafttretens durch die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundestages und Bundesrates bestimmen zu lassen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Arnold 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zum Vorschlag des Bundesrates 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen unter Ziffer 

2, 4 bis 7 zu. 

Dagegen bestehen Bedenken gegen die Abänderungsvorschläge unter 

Ziffer 1 und 3 : 

Zu 1 : 

a) Nach Artikel IV des Gesetzes betreffend das Abkommen über 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen denVereinigten Staaten 
von Amerika und der Bundesrepublik Deutschland vom 31. 
Januar 1950 (Bundesgesetzblatt S. 9) erläßt die Bundesregie- 
rung die Rechts Verordnungen über die Kontrolle der Lieferung 
und Verwendung der Marshallplanwaren. Da sich hiermit die 
Bestimmungen des Absatz 1 Satz 3 teilweise überschneiden, sie 
auch im Rahmen dieses Gesetzes nicht nötig sind, soll Ab- 
satz 1 Satz 3 gestrichen werden. 

b) In Absatz 2 Satz 2 ist vorgesehen, daß der Bundesminister 
für Wirtschaft der Bundesstelle auch die Auswertung der Fach- 
statistiken mit Zustimmung des Bundesrates übertragen kann. 
Die Erstattung der Meldungen durch die Unternehmen, die 
die Grundlage für die Aufstellung der Fachstatistiken sind, 
richtet sich nach den Anordnungen des Bundesministers für 
Wirtschaft, die der Zustimmung des Bundesrates bedürfen. Eine 
Übertragung der Auswertung dieser statistischen Meldungen 
von dem Bundesministerium für Wirtschaft auf die Bundes- 
stelle, die zur Entlastung des Ministeriums von Vorbereitungs- 
arbeiten notwendig ist, berührt die Aufgabe der statistischen 
Landesämter nicht. Daher sollen in Absatz 2 Satz 2 die Worte: 
„mit Zustimmung des Bundesrates” gestrichen werden. 

Im übrigen wird der Neufassung des § 2 zugestimmt. 

Zu 3 : * 

Es bestehen Bedenken, daß in den neuen Sätzen 2 und 3 des 
§ 7 die Bildung eines eigenen Länderausschusses mit Unter- 
ausschüssen bei der Bundesstelle vorgeschrieben wird. Bei jedem 
Fachreferat des Bundesministeriums für Wirtschaft (bisher Ver- 
waltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsgebietes) be- 
stehen Länderausschüsse, in denen jedes Land vertreten ist. 
Diese haben die gleichen Aufgaben, die in § 7 dem Länder- 
ausschuß bei der Bundesstelle übertragen werden sollen. In 
den regelmäßigen Sitzungen dieser Ausschüsse wird über die 
wichtigen Vorgänge und geplanten Maßnahmen auf den je- 
weiligen Fachgebieten berichtet, es werden Auskünfte gegeben 
und Anregungen und Anträge der Vertreter der Länder be- 
handelt. Da in diesen Beratungen auch die Arbeiten der Bun- 
desstelle entsprechend der bisher für die Fachstellen geltenden 
Regelung einbezoeen werden, würde es eine doppelte persön- 
liche und sachliche Belastung bedeuten, wenn außer diesen 
Länderausschüssen bei den ministeriellen Fachreferenten noch 
solche bei der Bundesstelle eingerichtet werden. 
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